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 Veröffentlicht am 27.09.1984

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat durch den Hofrat des Obersten Gerichtshofs Dr. Resch als Vorsitzenden und durch die

Hofräte des Obersten Gerichtshofs Prof. Dr. Friedl, Dr. Schobel, Dr. Riedler und Dr. Schlosser als Richter in der

Abhandlung der Verlassenschaft nach der am 18. August 1980 gestorbenen Ida ***** W*****, infolge

Revisionsrekurses des mj Enkels der Erblasserin Roman W*****, vertreten durch Dr. Heinz Napetschnig, Rechtsanwalt

in Klagenfurt, gegen den Beschluss des Landesgerichts Klagenfurt als Rekursgericht vom 25. Mai 1984, GZ 1 R 123,

211/84-36, womit der Beschluss des Bezirksgerichts Klagenfurt vom 20. Juli 1983, GZ 2 A 681/80-23, in seinem Punkt 1

über die Erbserklärung des Sohnes der Erblasserin bestätigt wurde folgenden

Beschluss

gefasst:

Spruch

Der Revisionsrekurs wird zurückgewiesen.

Text

Begründung:

Ida ***** W***** ist am 18. 8. 1980 gestorben. In ihrem Testament vom 12. 12. 1963 hatte sie „zu gleichen Teilen

meine ehelichen Kinder“ zu Erben eingesetzt und beigefügt, derzeit zwei eheliche Kinder zu haben, nämlich die beiden

am 6. 9. 1954 geborenen Zwillinge Johann und Ernst.

Der Sohn Ernst erlag am 18. 8. 1980 ebenso wie seine Mutter am Unfallsort den Verletzungen, die er bei einem

Verkehrsunfall erlitten hatte. Nach den Sterbebucheintragungen starben Mutter und Sohn in derselben Minute. Ernst

W***** hinterließ eine Witwe und den am 23. 7. 1975 geborenen Sohn Roman Ernst.

Der Sohn Johann gab aufgrund des Testaments vom 12. 12. 1963 zum gesamten Nachlass seiner Mutter die bedingte

Erbserklärung ab; dabei berief er sich auf ein nach der Aktenlage anzunehmendes gleichzeitiges Ableben seiner Mutter

und seines Bruders und folgerte daraus einen Zuwachs des seinem Bruder zugedachten Erbteils gemäß § 560

ABGB.Der Sohn Johann gab aufgrund des Testaments vom 12. 12. 1963 zum gesamten Nachlass seiner Mutter die

bedingte Erbserklärung ab; dabei berief er sich auf ein nach der Aktenlage anzunehmendes gleichzeitiges Ableben

seiner Mutter und seines Bruders und folgerte daraus einen Zuwachs des seinem Bruder zugedachten Erbteils gemäß

Paragraph 560, ABGB.

Der mj Enkel Roman Ernst gab aufgrund des Testaments vom 12. 12. 1963 zur Hälfte des Nachlasses nach seiner

Großmutter die bedingte Erbserklärung ab; er behauptete, dass sein Vater die Erblasserin überlebt habe und folgerte

daraus eine Transmission.

Das Abhandlungsgericht nahm die Erbserklärung des Sohnes - zum gesamten Nachlass - an, wies die des Enkels - zur
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Hälfte des Nachlasses - zurück und gab einem Antrag des Sohnes nach § 810 ABGB, § 145 AußStrG statt.Das

Abhandlungsgericht nahm die Erbserklärung des Sohnes - zum gesamten Nachlass - an, wies die des Enkels - zur Hälfte

des Nachlasses - zurück und gab einem Antrag des Sohnes nach Paragraph 810, ABGB, Paragraph 145, AußStrG statt.

Das Rekursgericht gab dem Rekurs des Enkels insofern statt, als es dessen Erbserklärung zu Gericht annahm und den

Antrag des Sohnes der Erblasserin auf Überlassung der Besorgung und Verwaltung des Nachlasses abwies; es

bestätigte aber die Annahme der Erbserklärung des Sohnes zum gesamten Nachlass, also auch insoweit, als diese

Erbserklärung mit jener des Enkels in Ansehung einer Nachlasshälfte im Widerspruch steht.

Der Enkel der Erblasserin Kcht die rekursgerichtliche Entscheidung insoweit an, als die Annahme der Erbserklärung

seines Onkels auch in dem Umfang bestätigt wurde, in dem sie mit seiner eigenen (also in Ansehung einer

Nachlasshälfte) im Widerspruch steht.

Im Umfang dieser Anfechtung hat das Rekursgericht die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt. Die gleichzeitige

Abänderung der erstinstanzlichen Beschlussfassung über die Erbserklärung des Enkels und über den Antrag nach

§ 145 AußStrG ändert am bestätigenden Charakter der zweitinstanzlichen Entscheidung über die Erbserklärung des

Sohnes der Erblasserin nichts. Die Entscheidungen über die Teilnahmeansprüche der einzelnen Erbprätendenten am

Verlassenschaftenverfahren sind sachlich voneinander unabhängig, auch wenn sie formell gleichzeitig erfolgen und die

Verfahrensstellung des Mitbewerbers um die Nachlasseinantwortung berühren.Im Umfang dieser Anfechtung hat das

Rekursgericht die erstinstanzliche Entscheidung bestätigt. Die gleichzeitige Abänderung der erstinstanzlichen

Beschlussfassung über die Erbserklärung des Enkels und über den Antrag nach Paragraph 145, AußStrG ändert am

bestätigenden Charakter der zweitinstanzlichen Entscheidung über die Erbserklärung des Sohnes der Erblasserin

nichts. Die Entscheidungen über die Teilnahmeansprüche der einzelnen Erbprätendenten am

Verlassenschaftenverfahren sind sachlich voneinander unabhängig, auch wenn sie formell gleichzeitig erfolgen und die

Verfahrensstellung des Mitbewerbers um die Nachlasseinantwortung berühren.

Rechtliche Beurteilung

Der Rekurs an den Obersten Gerichtshof ist daher nur aus den in § 16 Abs 1 AußStrG genannten Gründen

statthaft.Der Rekurs an den Obersten Gerichtshof ist daher nur aus den in Paragraph 16, Absatz eins, AußStrG

genannten Gründen statthaft.

Mangels Ausführung solcher Anfechtungsgründe ist der Revisionsrekurs unzulässig.

Dem angefochtenen Beschluss werden weder Aktenwidrigkeit noch Nichtigkeit angelastet. Die

Rechtsmittelausführungen bringen aber auch keine oNenbare Gesetzwidrigkeit zur Darstellung. Nach der

ausdrücklichen Regelung des § 122 AußStrG ist jede formgerechte - und den Inhaltserfordernissen des § 799 ABGB

entsprechende - Erbserklärung vom Gericht anzunehmen. Die in ständiger Rechtsprechung geübte Einschränkung des

§ 122 AußStrG bezieht sich nur auf Fälle, in denen von vornherein, das heißt ohne dass es zur Klärung der Wirksamkeit

des in Anspruch genommenen erbrechtlichen Berufungsgrundes eines Beweisverfahrens über strittige Tatumstände

bedürfte, feststeht, dass die Erbserklärung nicht zu einer Einantwortung führen könne. Die angefochtene

Rekursentscheidung verstößt nicht gegen § 122 AußStrG in der dargelegten Auslegung.Dem angefochtenen Beschluss

werden weder Aktenwidrigkeit noch Nichtigkeit angelastet. Die Rechtsmittelausführungen bringen aber auch keine

oNenbare Gesetzwidrigkeit zur Darstellung. Nach der ausdrücklichen Regelung des Paragraph 122, AußStrG ist jede

formgerechte - und den Inhaltserfordernissen des Paragraph 799, ABGB entsprechende - Erbserklärung vom Gericht

anzunehmen. Die in ständiger Rechtsprechung geübte Einschränkung des Paragraph 122, AußStrG bezieht sich nur auf

Fälle, in denen von vornherein, das heißt ohne dass es zur Klärung der Wirksamkeit des in Anspruch genommenen

erbrechtlichen Berufungsgrundes eines Beweisverfahrens über strittige Tatumstände bedürfte, feststeht, dass die

Erbserklärung nicht zu einer Einantwortung führen könne. Die angefochtene Rekursentscheidung verstößt nicht gegen

Paragraph 122, AußStrG in der dargelegten Auslegung.

Mangels Ausführung eines in § 16 Abs 1 AußStrG genannten Anfechtungsgrundes war der Revisionsrekurs

zurückzuweisen.Mangels Ausführung eines in Paragraph 16, Absatz eins, AußStrG genannten Anfechtungsgrundes war

der Revisionsrekurs zurückzuweisen.
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